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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 8.
April 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Im Streit steht der Grad der Behinderung (GdB) des KlÃ¤gers sowie die Feststellung
der Nachteilsausgleiche Erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr (G), Befreiung von der RundfunkgebÃ¼hrenpflicht (RF) und
GehÃ¶rlos (Gl).

Bei dem 1969 geborenen KlÃ¤ger stellte das Versorgungsamt Rottweil (VA) zuletzt
in AusfÃ¼hrung des Urteils des Sozialgerichts Reutlingen vom 7. Mai 1998 mit
Bescheid vom 16. Juni 1998 einen GdB von 30 ab 1. Mai 1997 unter
BerÃ¼cksichtigung eines chronisch rezidivierenden WirbelsÃ¤ulensyndroms bei
Bandscheibenvorfall L5/S1 rechts fest.

Am 3. Dezember 2001 beantragte der KlÃ¤ger die rÃ¼ckwirkende ErhÃ¶hung
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seines GdB unter BeifÃ¼gung des Berichts der Berufsgenossenschaftlichen
Unfallklinik T. vom 15. Januar 2001 (Diagnosen: Fissur Os sacrum rechts, Fissur des
Wirbelbogens SWK 1 links) und des Arztbriefs des OrthopÃ¤den Dr. S. vom 3. April
2001 (Diagnosen: Lumbaler Bandscheibenvorfall L5/S1 rechts, L4/5 links,
Osteochondrose C5/6 und beginnend L5/S1, Zustand nach blandem M.
Scheuermann). Am 13. Dezember 2001 beantragte der KlÃ¤ger die
Nachteilsausgleiche G sowie RF und teilte mit, seine RÃ¼ckenschmerzen hÃ¤tten
sich verschlimmert und neu aufgetreten seien Halswirbel-, Kopf- und
Schulterschmerzen, eine Knieplatzwunde, WirbellÃ¤hmungserscheinungen und
TaubheitsgefÃ¼hle. Das VA zog Ã¼ber die WÃ¼rttembergische Bau-
Berufsgenossenschaft das unfallchirurgische Zusammenhangsgutachten von Prof.
Dr. D. vom 7. MÃ¤rz 2001 (Diagnosen: Osteochondrose L5/S1 mit links-lateraler
Spondylosis deformans, Chondrose im Bewegungssegment L4/5, subligamentÃ¤re
BandscheibenvorwÃ¶lbungen in HÃ¶he L4/5 und L5/S1) und den Bericht Ã¼ber eine
Kernspintomographie des Beckens von Prof. Dr. Dr. M. vom 2. MÃ¤rz 2001 bei. Des
Weiteren holte das VA den Befundbericht des Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr.
R. vom 15. MÃ¤rz 2002 ein, welchem der Ã¤rztliche Entlassungsbericht von Prof. Dr.
J./Dr. S./Dr. K. vom 8. Dezember 1999 Ã¼ber die vom 16. November 1999 bis zum
7. Dezember 1999 in der Rheumaklinik B. W. durchlaufene stationÃ¤re
RehabilitationsmaÃ�nahme (Diagnosen: rezidivierende Lumboischialgien beidseits
bei BandscheibenvorfÃ¤llen L4/5 und L5/S1 und muskulÃ¤rer Dysbalance,
HalswirbelsÃ¤ulen[HWS]-Syndrom bei muskulÃ¤ren Verspannungen, Gonalgien
rechts bei Schnapp-PhÃ¤nomen bei Ã¼berbeweglichem Innenmeniskus rechts,
HypercholesterinÃ¤mie), der Bericht von Prof. Dr. W./Dr. V./Dr. B. vom 9. Oktober
2000 (Diagnose: aktivierte Lumbabo nach LendenwirbelsÃ¤ulen[LWS]-Kontusion)
und das sozialmedizinische Gutachten des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung (MDK) vom 18. Mai 2001 (Diagnosen: Lumboischialgie bei NPP
L4/5, L5/S1, Osteochondrose L5/S1 mit linkslateraler Spondylosis deformans und
Chondrose L4/5 mit erheblicher EinschrÃ¤nkung der Beweglichkeit der
BrustwirbelsÃ¤ule[BWS]/LWS, Zustand nach Fissur Os sacrum rechts, Fissur des
Wirbelbogens SWK 1 links, Prellung Becken, Nierenprellung rechts, Knieplatzwunde)
beigefÃ¼gt waren. Dr. D. wertete in der versorgungsÃ¤rztlichen (vÃ¤)
Stellungnahme vom 27. Mai 2002 die Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule mit
einem GdB von 30 und fÃ¼hrte aus, von den KnorpelschÃ¤den am rechten
Kniegelenk, dem Zustand nach Knieplatzwunde und nach Prellung der rechten
HÃ¼fte sowie nach der Beckenprellung gingen keine einen GdB von wenigstens 10
bewirkenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen aus. Hierauf gestÃ¼tzt lehnte das VA
mit Bescheid vom 5. Juni 2002 eine hÃ¶here Bewertung des GdB sowie eine
Feststellung der Nachteilsausgleiche G und RF ab.

Hiergegen legte der KlÃ¤ger am 14. Juni 2002 Widerspruch ein. Er trug vor, er habe
im RÃ¼ckenbereich nicht nur Prellungen, sondern Fissuren. AuÃ�erdem lebe er seit
seiner Geburt nur mit einem Ohr. Sodann holte das VA den Befundbericht des
Facharztes fÃ¼r Hals-Nasen-Ohren(HNO)-Heilkunde C. vom 5. November 2002 ein,
in welchem unter BeifÃ¼gung des Audiogramms vom 10. Oktober 2002 eine
Surditas rechts und eine mittelgradige InnenohrschwerhÃ¶rigkeit links beschrieben
wurde. In der vÃ¤ Stellungnahme vom 6. Dezember 2002 wurde zusÃ¤tzlich die
GehÃ¶rlosigkeit rechts, die Mikrotie und die SchwerhÃ¶rigkeit links mit einem Teil-

                             2 / 11



 

GdB von 40 und der Gesamt-GdB unter Einschluss des Teil-GdB 30 fÃ¼r den
Bandscheibenschaden und die Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule auf 50
eingeschÃ¤tzt. Den Fissuren im Kreuzbein wurde keine einen GdB von mindestens
10 bedingende FunktionsbeeintrÃ¤chtigung zugemessen. Dies zugrunde legend
stellte das VA mit Teilabhilfebescheid vom 10. Dezember 2002 den GdB ab 13.
Dezember 2001 auf 50 fest. Auch hiergegen legte der KlÃ¤ger Widerspruch ein. Er
wies auf das Fehlen eines Ohres und eine HerzrhythmusstÃ¶rung hin. AuÃ�erdem
sei seine BeinverkÃ¼rzung und sein Meniskusschaden bislang nicht
berÃ¼cksichtigt worden. Der KlÃ¤ger beantragte eine Heraufsetzung des GdB auf
80 bis 90 ab seiner Geburt sowie auf 100 ab 1990 und im Ã�brigen neben der
Feststellung der Merkzeichen G und RF nun auch das Merkzeichen GL. Mit Bescheid
vom 13. Januar 2003 lehnte das VA die Feststellung des Nachteilsausgleichs GL ab.
Mit Widerspruchsbescheid vom 30. Januar 2003 wies der Beklagte die
WidersprÃ¼che gegen die Bescheide vom 5. Juni 2002, 10. Dezember 2002 und 13.
Januar 2003 zurÃ¼ck. In den GrÃ¼nden fÃ¼hrte der Beklagte u. a. aus, es kÃ¶nne
ein GdB von 40 rÃ¼ckwirkend ab Geburt und ein GdB von 50 rÃ¼ckwirkend ab 1.
Mai 1997 festgestellt werden.

Dagegen erhob der KlÃ¤ger am 5. Februar 2003 Klage zum Sozialgericht Reutlingen
(SG). Das SG holte die Befundberichte des HNO-Arztes C. und von Dr. R., jeweils
vom 5. Mai 2003 ein. Der HNO-Arzt C. fÃ¼hrte aus, der KlÃ¤ger habe sich zuletzt
am 10. Oktober 2002 bei ihm vorgestellt. Von entscheidender Bedeutung sei die
DurchfÃ¼hrung einer kernspintomographischen Untersuchung und der Nachweis,
ob die Cochlea rechts, das Vestibularorgan rechts und das Mittelohr rechts
regelrecht angelegt seien. Bejahendenfalls kÃ¶nne durch eine plastische
GehÃ¶rgangsanlage das GehÃ¶r rechts gegebenenfalls wieder hergestellt werden.
Das Fehlen des rechten Vestibularorganes habe entsprechende Konsequenzen fÃ¼r
die tÃ¤gliche Arbeit. Ein HÃ¶rgerÃ¤t links habe der KlÃ¤ger bislang abgelehnt. Dr.
R. fÃ¼hrte aus, nach seinen Unterlagen bestehe ein chronisches HWS-LWS-
Syndrom mit angegebenen BandscheibenvorfÃ¤llen im Bereich der LWS, ein
Zustand nach Fissuren im Bereich des Os sacrum sowie des Wirbelbogens SWK 1
sowie anamnestisch ein Zustand nach Innenmeniskusoperation. BezÃ¼glich der
orthopÃ¤dischen Problematik sei der GdB mit 30 einzuschÃ¤tzen. Zuletzt habe sich
der KlÃ¤ger bei ihm im Februar 2002 vorgestellt. BeigefÃ¼gt waren die Arztbriefe
des OrthopÃ¤den Dr. K. vom 18. April 1997, der Berufsgenossenschaftlichen
Unfallklinik T. vom 7. Oktober 1998, 15. Januar 2001 und 1. MÃ¤rz 2001, des Dr. S.
vom 27. Juli 1999, 7. Februar 2002 und vom 26. MÃ¤rz 2002, des
UniversitÃ¤tsklinikums T. vom 15. August 1997 und des Nuklearmediziners Dr. H.
vom 11. August 1999.

Der Beklagte legte die vÃ¤ Stellungnahme vom 1. September 2003 vor, in welcher
Dr. B. ausfÃ¼hrte, GehÃ¶rlosigkeit liege nach MaÃ�gabe der Anhaltspunkte fÃ¼r
die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im Schwerbehindertenrecht und sozialen
EntschÃ¤digungsrecht (Teil 2 SGB IX) Ausgabe 2004 (AP) nur dann vor, wenn auch
unter Zuhilfenahme eines HÃ¶rgerÃ¤tes eine normale VerstÃ¤ndigung nicht
mÃ¶glich sei. Allein auf Basis des Tonaudiogramms vom 10. Oktober 2002 ergebe
sich fÃ¼r das linke Ohr ein HÃ¶rverlust von 36 %. Dies entspreche einer
geringgradigen SchwerhÃ¶rigkeit. Damit sei der GdB allein fÃ¼r die HÃ¶rminderung
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mit 30 anzunehmen. Unter BerÃ¼cksichtigung der Ohrmuscheldysplasie sei der
GdB 40 also korrekt. Da die HÃ¶rminderung also allein mit einem GdB von 30
anzusetzen sei, sei GehÃ¶rlosigkeit beim KlÃ¤ger nicht gegeben. Auch seien die
Voraussetzungen fÃ¼r die Befreiung von der RundfunkgebÃ¼hrenpflicht nicht
erfÃ¼llt. Der GdB fÃ¼r die WirbelsÃ¤ulenstÃ¶rung sei weiterhin mit 30
einzuschÃ¤tzen. Eine erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr bestehe nicht. Das SG wies die Klage mit Urteil vom 8. April 2004
ab. Es stÃ¼tzte sich im Wesentlichen auf die vÃ¤ Stellungnahmen vom 6.
Dezember 2002 und 1. September 2003 und den Befundbericht von Dr. R. vom 5.
Mai 2003.

Gegen das ihm am 17. Juni 2004 zugestellte Urteil des SG hat der KlÃ¤ger am 16.
Juli 2004 Berufung eingelegt. Er hat vorgetragen, er kÃ¶nne nicht ohne Weiteres
eine Wegstrecke von 2 km in einer halben Stunde zu FuÃ� zurÃ¼cklegen.

Der KlÃ¤ger beantragt, sinngemÃ¤Ã� gefasst,

das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 8. April 2004 aufzuheben, die
Bescheide vom 5. Juni 2002, 10. Dezember 2002 und 13. Januar 2003 jeweils in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30. Januar 2003 abzuÃ¤ndern und den
Beklagten zu verurteilen, einen GdB von wenigstens 90 sowie die
Nachteilsausgleiche G, RF und GL festzustellen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat dem KlÃ¤ger mit Schreiben vom 25. August 2004 und dem Beklagten
mit Schreiben vom 10. Februar 2006 mitgeteilt, es komme die MÃ¶glichkeit in
Betracht, die Berufung durch Beschluss ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
zurÃ¼ckzuweisen, wenn er sie einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine
mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich halte. Die Beteiligten haben
Gelegenheit erhalten, zu dieser Verfahrensweise Stellung zu nehmen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Verwaltungsakten sowie der Gerichtsakten beider
Instanzen Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte Ã¼ber die Berufung des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 4 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) durch Beschluss entscheiden, weil er eine
mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt, die Beteiligten Gelegenheit
erhalten haben, sich hierzu zu Ã¤uÃ�ern und die Entscheidung einstimmig ergeht.

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143 und 144 SGG statthafte und nach Â§ 151 SGG zulÃ¤ssige
Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf die Feststellung
eines hÃ¶heren GdB als 50 und die Anerkennung der Nachteilsausgleiche G, RF und
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GL.

Soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass eines
Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche
Ã�nderung eintritt, ist der Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft
aufzuheben (Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch [SGB X]). Der
Verwaltungsakt soll mit Wirkung vom Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse
aufgehoben werden, soweit die Ã�nderung zu Gunsten des Betroffenen erfolgt (Â§
48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB X).

MaÃ�gebliche Rechtsgrundlagen fÃ¼r die Beurteilung, ob eine wesentliche
Ã�nderung eingetreten ist, sind insoweit seit 1. Juli 2001 die Vorschriften des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX), die an die Stelle der durch dieses
Gesetz aufgehobenen Vorschriften des Schwerbehindertengesetzes (SchwbG)
getreten sind (Artikel 63, 68 SGB IX vom 19. Juni 2001, BGBl. I S. 1046).

Auf Antrag des behinderten Menschen stellen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des
Bundesversorgungsgesetzes zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden das Vorliegen einer
Behinderung und den GdB fest (Â§ 69 Abs. 1 Satz 1 SGB IX). Sind neben dem
Vorliegen der Behinderung weitere gesundheitliche Merkmale Voraussetzung fÃ¼r
die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen, so treffen die fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden
ebenfalls die erforderlichen Feststellungen (Â§ 69 Abs. 4 SGB IX). Auf Antrag des
behinderten Menschen stellen die zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden auf Grund einer
Feststellung der Behinderung einen Ausweis Ã¼ber die Eigenschaft als
schwerbehinderter Mensch, den GdB sowie weitere gesundheitliche Merkmale aus
(Â§ 69 Abs. 5 SGB IX).

Menschen sind behindert, wenn ihre kÃ¶rperliche Funktion, geistige FÃ¤higkeit oder
seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit lÃ¤nger als sechs Monate von
dem fÃ¼r das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe
am Leben in der Gesellschaft beeintrÃ¤chtigt ist (Â§ 2 Abs. 1 SGB IX). Aus dieser
Definition folgt, dass fÃ¼r die Feststellung einer Behinderung sowie EinschÃ¤tzung
ihres Schweregrades nicht das Vorliegen eines regelwidrigen kÃ¶rperlichen,
geistigen oder seelischen Zustandes entscheidend ist, sondern es vielmehr auf die
FunktionsstÃ¶rungen ankommt, die durch einen regelwidrigen Zustand verursacht
werden.

Die Auswirkungen der Behinderung auf die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
werden als GdB nach Zehnergraden abgestuft festgestellt, wobei eine Feststellung
nur dann zu treffen ist, wenn ein GdB von wenigstens 20 vorliegt (Â§ 69 Abs. 1
SÃ¤tze 3 und 6 SGB IX). Die Feststellung des GdB ist eine rechtliche Wertung von
Tatsachen, die mit Hilfe von medizinischen SachverstÃ¤ndigen festzustellen sind.
Dabei orientiert sich der Senat im Interesse der Gleichbehandlung aller Behinderten
an den BewertungsmaÃ�stÃ¤ben, wie sie in den AP niedergelegt sind (BSG, Urteil
vom 15. MÃ¤rz 1979 â�� 9 RVs 6/77 â�� BSGE 48, 82; BSG, Urteil vom 9. April 1997
â�� 9 RVs 4/95 â�� SozR 3-3870 Â§ 4 Nr. 19; BSG, Urteil vom 7. November 2001
â�� B 9 SB 1/01 R â�� VersorgVerw 2002, 26). Die AP besitzen zwar keine
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NormqualitÃ¤t, weil sie weder auf einem Gesetz noch auf einer Verordnung oder
auch nur auf Verwaltungsvorschriften beruhen. Sie sind vielmehr als antizipierte
SachverstÃ¤ndigengutachten anzusehen, die in der Praxis wie Richtlinien fÃ¼r die
Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit wirken, und haben deshalb normÃ¤hnliche
Auswirkungen. Sie sind daher im Interesse einer gleichmÃ¤Ã�igen
Rechtsanwendung wie untergesetzliche Normen von den Gerichten anzuwenden
(BSG, Urteil vom 23. Juni 1993 â�� 9/9a RVs 1/91 â�� BSGE 72, 285, 286; BSG,
Urteil vom 9. April 1997 â�� 9 RVs 4/95 â�� SozR 3-3870 Â§ 4 Nr. 19; BSG, Urteil
vom 18. September 2003 â�� B 9 SB 3/02 R â�� BSGE 91, 205; BSG, Urteil vom 29.
August 1990 â�� 9a/9 RVs 7/89 â�� BSG SozR 3-3870 Â§ 4 Nr. 1). In den AP ist der
medizinische Kenntnisstand fÃ¼r die Beurteilung von Behinderungen
wiedergegeben. Sie ermÃ¶glichen somit eine fÃ¼r den behinderten Menschen
nachvollziehbare, dem medizinischen Kenntnisstand entsprechende Festsetzung
des GdB. Die AP stellen dabei ein einleuchtendes, abgewogenes und geschlossenes
BeurteilungsgefÃ¼ge dar (BSG, Urteil vom 1. September 1999 â�� B 9 V 25/98 R
â�� SozR 3-3100 Â§ 30 Nr. 22).

Liegen mehrere BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
vor, so wird der GdB nach den Auswirkungen der BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer
Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen
festgestellt (Â§ 69 Abs. 3 Satz 1 SGB IX). Dabei dÃ¼rfen die einzelnen Werte bei der
Ermittlung des Gesamt-GdB nicht addiert werden. Auch andere Rechenmethoden
sind fÃ¼r die Bildung eines Gesamt-GdB ungeeignet (AP Abschn. 19 Abs. 1, S. 24).
Vielmehr ist darauf abzustellen, ob und wie sich die Auswirkungen von einzelnen
BeeintrÃ¤chtigungen einander verstÃ¤rken, Ã¼berschneiden oder aber auch
gÃ¤nzlich voneinander unabhÃ¤ngig sein kÃ¶nnen (BSG, Urteil vom 15. MÃ¤rz 1979
â�� 9 RVs 6/77 â�� BSGE 48, 82; BSG, Urteil vom 9. April 1997 â�� 9 RVs 4/95 â�� 
SozR 3-3870 Â§ 4 Nr. 19). Bei der Beurteilung des Gesamt-GdB ist in der Regel von
der FunktionsbeeintrÃ¤chtigung auszugehen, die den hÃ¶chsten Einzel-GdB
bedingt, und dann im Hinblick auf alle weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu
prÃ¼fen, ob und inwieweit hierdurch das AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird,
ob also wegen der weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen dem ersten GdB-Grad 10
oder 20 oder mehr Punkte hinzuzufÃ¼gen sind, um der Behinderung insgesamt
gerecht zu werden (AP Abschn. 19 Abs. 3, S. 25). Hierbei ist zu berÃ¼cksichtigen,
dass, von AusnahmefÃ¤llen abgesehen, leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die nur
einen Einzel-GdB von 10 bedingen, nicht zu einer Zunahme des AusmaÃ�es der
GesamtbeeintrÃ¤chtigung fÃ¼hren, die bei der Gesamtbeurteilung berÃ¼cksichtigt
werden kÃ¶nnte. Dies auch nicht, wenn mehrere derartige leichte
GesundheitsstÃ¶rungen nebeneinander bestehen. Auch bei leichten
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit einem GdB von 20 ist es vielfach nicht
gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung zu
schlieÃ�en (AP Abschn. 19 Abs. 4, S. 26).

Soweit beim KlÃ¤ger funktionelle EinschrÃ¤nkungen auf dem orthopÃ¤dischem
Fachgebiet vorliegen, sind diese lediglich mit einem Teil-GdB von 30 zu bewerten.
Insoweit stÃ¼tzt sich der Senat auf die EinschÃ¤tzung des den KlÃ¤ger
behandelnden Dr. R. in dessen Befundbericht vom 15. MÃ¤rz 2002. Dr. R. bewertete
fÃ¼r den Senat nachvollziehbar den Teil-GdB fÃ¼r die Funktionsbehinderungen der
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WirbelsÃ¤ule mit 30. Der Senat ist unter BerÃ¼cksichtigung der umfangreichen von
Dr. R. vorgelegten Arztbriefe der den KlÃ¤ger behandelnden OrthopÃ¤den und
Chirurgen der Ansicht, dass von den im Ã�brigen aufgefÃ¼hrten Diagnosen (Fissur
Os Sacrum rechts, Fissur des Wirbelbogens SWK 1 links) keine GdB-erhÃ¶hende
Wirkung ausgeht. Nach den AP sind WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den mit mittelgradigen
funktionellen Auswirkungen in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt (Verformung, hÃ¤ufig
rezidivierende oder anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t
mittleren Grades, hÃ¤ufig rezidivierende und Tage andauernde
WirbelsÃ¤ulensyndrome) mit einem Teil-GdB von 20, mit schweren funktionellen
Auswirkungen in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt (Verformung, hÃ¤ufig
rezidivierende oder anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t
schweren Grades, hÃ¤ufig rezidivierende und Wochen andauernde ausgeprÃ¤gte
WirbelsÃ¤ulensyndrome) mit einem Teil-GdB von 30, mit mittelgradigen bis
schweren funktionellen Auswirkungen in zwei WirbelsÃ¤ulenabschnitten mit einem
Teil-GdB von 30 bis 40 sowie mit besonders schweren Auswirkungen (z. B.
Versteifung groÃ�er Teile der WirbelsÃ¤ule; anhaltende Ruhigstellung durch
Rumpforthese, die drei WirbelsÃ¤ulenabschnitte umfasst, schwere Skoliose) mit
einem Teil-GdB von 50 bis 70 zu bewerten (AP, 26.18, S. 116). Vorliegend handelt
es sich um WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den mit mittelgradigen funktionellen Auswirkungen
in mehreren WirbelsÃ¤ulenabschnitten. Die EinschÃ¤tzung von Dr. R. in seinem
Befundbericht vom 5. Mai 2003 sowie von Dr. B. in der vÃ¤ Stellungnahme vom 1.
September 2003, wonach der Teil-GdB fÃ¼r die WirbelsÃ¤ulenstÃ¶rung mit 30
einzuschÃ¤tzen sei, ist somit fÃ¼r den Senat schlÃ¼ssig und gut nachvollziehbar.
Der Vortrag des KlÃ¤gers, eine BeinverkÃ¼rzung sowie ein Meniskusschaden liege
vor, ist fÃ¼r den Senat unter Zugrundelegung der vorgelegten Ã¤rztlichen
Unterlagen nicht nachvollziehbar.

Auf HNO-Ã¤rztlichem Fachgebiet betrÃ¤gt der Teil-GdB 40. Beim KlÃ¤ger liegt eine
GehÃ¶rlosigkeit rechts, eine Ohrmuschelmissbildung rechts sowie eine
mittelgradige InnenohrschwerhÃ¶rigkeit links vor. Insoweit stÃ¼tzt sich der Senat
auf die Befundberichte des HNO-Arztes C. vom 5. November 2002 und 5. Mai 2003.
Nach der Tabelle D der AP ist der GdB fÃ¼r eine Taubheit rechts und eine
geringgradige SchwerhÃ¶rigkeit links mit 30 bzw. fÃ¼r eine Taubheit rechts und
eine mittelgradige SchwerhÃ¶rigkeit links mit 40 zu bewerten (AP, 26.5, S. 59)
sowie der GdB fÃ¼r den Verlust einer Ohrmuschel mit 20 zu bewerten (AP, 26.5 S.
62). In Abweichung von der EinschÃ¤tzung des HNO-Arztes C. ist der Senat mit Dr.
B. nicht von einer mittelgradigen SchwerhÃ¶rigkeit links, sondern von einer
geringgradigen SchwerhÃ¶rigkeit links ausgegangen, sodass der Teil-GdB auf HNO-
Ã¤rztlichem Fachgebiet zutreffend mit 40 bewertet wurde.

Unter BerÃ¼cksichtigung der oben dargestellten GrundsÃ¤tze zur Bildung des
Gesamt-GdB hÃ¤lt der Senat einen Gesamt-GdB von 50, keinesfalls jedoch einen
solchen von 80 oder gar 90 fÃ¼r angemessen. ErgÃ¤nzend weist der Senat darauf
hin, dass ein Gesamt-GdB von 80 nur angenommen werden kann, wenn die
Gesamtauswirkung der verschiedenen FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen so erheblich
ist wie etwa beim Verlust eines Beines im HÃ¼ftgelenk oder mit sehr kurzem
Oberschenkelstumpf (AP, 26.18, S. 123), bei WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den mit schwerster
Belastungsinsuffizienz (AP, 26.18, S. 116), bei Herz-KreislaufschÃ¤den mit
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auftretenden Dekompensationserscheinungen (AP, 26.9, S. 72), bei schwergradigen
EinschrÃ¤nkungen der Lungenfunktion (AP, 26.8, S. 68) oder bei schweren
psychischen StÃ¶rungen mit schweren sozialen Anpassungsschwierigkeiten (AP,
26.3, S. 48) â�¦ usw. Ein vergleichbares AusmaÃ� erreichen die vom Senat
festgestellten FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen des KlÃ¤gers nicht.

Der KlÃ¤ger hat auch keinen Anspruch auf die Feststellung des Merkzeichens G.

Nach Â§ 145 Abs. 1 SGB IX werden schwerbehinderte Menschen, die infolge ihrer
Behinderung in ihrer BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr erheblich
beeintrÃ¤chtigt oder hilflos oder gehÃ¶rlos sind, von Unternehmern, die
Ã¶ffentlichen Personenverkehr betreiben, gegen Vorzeigen eines entsprechend
gekennzeichneten Ausweises nach Â§ 69 Abs. 5 SGB IX im Nahverkehr im Sinne des
Â§ 147 Abs. 1 SGB IX unentgeltlich befÃ¶rdert. In seiner BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigt ist gemÃ¤Ã� Â§ 146 Abs. 1 Satz 1 SGB IX
, wer in Folge einer EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens (auch durch innere Leiden
oder infolge von AnfÃ¤llen oder von StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit) nicht
ohne erhebliche Schwierigkeiten oder nicht ohne Gefahren fÃ¼r sich oder andere
Wegstrecken im Ortsverkehr zurÃ¼ckzulegen vermag, die Ã¼blicherweise noch zu
FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden.

Auch bei der Frage, ob eine erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit
im StraÃ�enverkehr vorliegt, orientiert sich der Senat im Interesse der
Gleichbehandlung aller Behinderten an den BewertungsmaÃ�stÃ¤ben, wie sie in
den AP niedergelegt sind.

Als Wegstrecken, welche im Ortsverkehr â�� ohne BerÃ¼cksichtigung von
geographischen Besonderheiten im Einzelfall â�� Ã¼blicherweise noch
zurÃ¼ckgelegt werden, gelten solche von maximal 2 km bei einer Gehdauer von
etwa 30 Minuten (BSG, Urteil vom 10. Dezember 1987 â�� 9a RVs 11/87 â�� SozR
3870 Â§ 60 SchwbG Nr. 2). Nach den AP kann eine derartige EinschrÃ¤nkung des
GehvermÃ¶gens angenommen werden, wenn auf die GehfÃ¤higkeit sich
auswirkende FunktionsstÃ¶rungen der unteren GliedmaÃ�en und/oder der
LendenwirbelsÃ¤ule bestehen, die fÃ¼r sich einen GdB um wenigstens 50 bedingen
(AP, 30 Abs. 3 Satz 1, S. 137). DarÃ¼ber hinaus kÃ¶nnen die Voraussetzungen bei
einem GdB von unter 50 auch gegeben sein, wenn sich diese Behinderungen an den
unteren GliedmaÃ�en auf die GehfÃ¤higkeit besonders auswirken, z. B bei einer
Versteifung des HÃ¼ft-, Knie- oder FuÃ�gelenks in ungÃ¼nstiger Stellung oder
arteriellen Verschlusskrankheiten mit einem GdB von 40 (AP, 30 Abs. 3 Satz 2, S.
138). Auch bei inneren Leiden kommt es bei der Beurteilung entscheidend auf die
EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens an. Dementsprechend ist eine erhebliche
BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit vor allem bei HerzschÃ¤den mit
BeeintrÃ¤chtigung der Herzleistung wenigstens nach Gruppe 3 (AP, 30 Abs. 3 Satz
3, S. 138 i. V. m. AP 26.9 S. 71) und bei Atembehinderungen mit dauernder
EinschrÃ¤nkung der Lungenfunktion wenigstens mittleren Grades (AP, 30 Abs. 3
Satz 3, S. 138 i. V. m. AP 26.8 S. 68) anzunehmen. Auch bei anderen inneren Leiden
mit einer schweren BeeintrÃ¤chtigung der kÃ¶rperlichen LeistungsfÃ¤higkeit, z. B.
chronische Niereninsuffizienz mit ausgeprÃ¤gter AnÃ¤mie, sind die
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Voraussetzungen als erfÃ¼llt anzusehen (AP, 30 Abs. 3 Satz 4, S. 138 i. V. m. AP
26.8 S. 89).

StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit, die zu einer erheblichen
BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit fÃ¼hren, sind nach den AP bei allen
Sehbehinderungen mit einem GdB von wenigstens 70, bei Sehbehinderungen, die
einen GdB von 50 oder 60 bedingen, nur in Kombination mit erheblichen
StÃ¶rungen der Ausgleichsfunktion (z. B. hochgradige SchwerhÃ¶rigkeit beiderseits,
geistige Behinderung) anzunehmen. Bei HÃ¶rbehinderungen ist die Annahme
solcher StÃ¶rungen nur bei Taubheit oder an Taubheit grenzender SchwerhÃ¶rigkeit
im Kindesalter (in der Regel bis zum 16. Lebensjahr â�� Beendigung der
GehÃ¶rlosenschule) oder im Erwachsenenalter bei diesen HÃ¶rstÃ¶rungen in
Kombination mit erheblichen StÃ¶rungen der Ausgleichsfunktion (z. B.
Sehbehinderung, geistige Behinderung) gerechtfertigt (AP, 30 Abs. 5 Satz 1, S. 138).

Bei geistig Behinderten sind entsprechende StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit
vorauszusetzen, wenn sich die Behinderten im StraÃ�enverkehr auf Wegen, die sie
nicht tÃ¤glich benutzen, nur schwer zurechtfinden kÃ¶nnen. Unter diesen
UmstÃ¤nden ist eine erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit bei
geistigen Behinderungen mit einem GdB von 100 immer und mit einem GdB von 80
oder 90 in den meisten FÃ¤llen zu bejahen. Bei einem GdB unter 80 kommt eine
solche BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit nur in besonders gelagerten
EinzelfÃ¤llen in Betracht (AP, 30 Abs. 5 Satz 2, S. 138).

Beim KlÃ¤ger liegen keine sich auf die GehfÃ¤higkeit auswirkenden
FunktionsstÃ¶rungen der unteren GliedmaÃ�en und/oder der LendenwirbelsÃ¤ule
vor, die fÃ¼r sich einen GdB von wenigstens 50 bedingen. Insoweit verweist der
Senat auf die obigen AusfÃ¼hrungen, wonach der GdB fÃ¼r die
WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den des KlÃ¤gers lediglich 30 betrÃ¤gt. Auch sind keine
Anhaltspunkte fÃ¼r das Vorliegen von sich auf die unteren GliedmaÃ�en des
KlÃ¤gers auswirkenden Behinderungen gegeben. FÃ¼r die GehfÃ¤higkeit relevante
HerzschÃ¤den oder Atembehinderungen liegen ebenfalls nicht vor. Auch eine
Taubheit oder eine an Taubheit grenzende SchwerhÃ¶rigkeit â�� jeweils beider
Ohren â�� ist nicht gegeben, abgesehen davon fehlt es auch an der erforderlichen
Kombination mit einer erheblichen StÃ¶rung der Ausgleichsfunktion (z. B.
Sehbehinderung, geistige Behinderung).

Der KlÃ¤ger hat auch keinen Anspruch auf Feststellung eines Nachteilsausgleichs
RF.

Das Merkzeichen RF gemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 1 Nr. 5 Schwerbehinderten-Ausweis-
Verordnung (SchwbAwV) ist gegeben, wenn der schwerbehinderte Mensch die
landesrechtlich festgelegten gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Befreiung
von der RundfunkgebÃ¼hrenpflicht erfÃ¼llt. Nach Â§ 1 der Verordnung der
Landesregierung von Baden-WÃ¼rttemberg Ã¼ber die Voraussetzungen fÃ¼r die
Befreiung von der RundfunkgebÃ¼hrenpflicht vom 21. Juli 1992 (Ges.Bl. S. 573 ff.)
in Verbindung mit den FernmeldegebÃ¼hrenvorschriften werden wegen einer
Behinderung von der RundfunkgebÃ¼hrenpflicht befreit bzw. erhalten
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GebÃ¼hrenermÃ¤Ã�igung beim Fernsprechhauptanschluss u. a
SonderfÃ¼rsorgeberechtigte im Sinne des Â§ 27 e Bundesversorgungsgesetz,
Blinde oder nicht nur vorÃ¼bergehend wesentlich sehbehinderte Personen, bei
denen der GdB wenigstens 60 allein wegen der Sehbehinderung betrÃ¤gt,
HÃ¶rgeschÃ¤digte, die gehÃ¶rlos sind oder denen eine ausreichende
VerstÃ¤ndigung Ã¼ber das GehÃ¶r auch mit HÃ¶rhilfen nicht mÃ¶glich ist oder
Behinderte, deren GdB nicht nur vorÃ¼bergehend wenigstens 80 betrÃ¤gt und die
wegen ihres Leidens an Ã¶ffentlichen Veranstaltungen stÃ¤ndig nicht teilnehmen
kÃ¶nnen.

Diese Voraussetzungen sind beim KlÃ¤ger nicht gegeben. Insoweit verweist der
Senat auf die obigen AusfÃ¼hrungen, insbesondere darauf, dass der KlÃ¤ger weder
gehÃ¶rlos ist, noch bei ihm ein Gesamt-GdB von wenigstens 80 festzustellen ist.
Auch ist der Senat davon Ã¼berzeugt, dass dem KlÃ¤ger eine ausreichende
VerstÃ¤ndigung Ã¼ber das GehÃ¶r auch mit HÃ¶rhilfen mÃ¶glich ist. Insoweit
verweist der Senat auf die AusfÃ¼hrungen des HNO-Arztes C â�¦

SchlieÃ�lich hat der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf Feststellung des
Nachteilsausgleichs GL.

Das Merkzeichen Gl fÃ¼r GehÃ¶rlose gemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 1 Nr. 3
Schwerbehinderten-Ausweis-Verordnung (SchwbAwV) soll hÃ¶rbehinderten
Menschen zuerkannt werden, bei denen Taubheit beiderseits vorliegt, sowie
hÃ¶rbehinderten Menschen mit einer an Taubheit grenzenden SchwerhÃ¶rigkeit
beiderseits, wenn daneben schwere SprachstÃ¶rungen (schwer verstÃ¤ndliche
Lautsprache, geringer Sprachschatz) gegeben sind (LSG Hamburg, Urteil vom 12.
April 2005 â�� L 4 SB 24/03 -). Auch diese Voraussetzungen sind beim KlÃ¤ger nicht
gegeben.

Nach alledem liegt eine wesentliche Ã�nderung gegenÃ¼ber den VerhÃ¤ltnissen,
welche dem Bescheid des VA vom 16. Juni 1998 zu Grunde lagen, nicht vor. Der
Beklagte hat daher die AntrÃ¤ge, soweit sie sich auf eine Heraufsetzung des GdB
auf Ã¼ber 50 und die Feststellung der Nachteilsausgleiche G, RF und Gl richteten,
zu Recht abgelehnt.

Unter Hinweis auf die obigen AusfÃ¼hrungen hat der Senat auch keine
Anhaltspunkte, davon auszugehen, dass der Bescheid des VA vom 16. Juni 1998
insoweit rechtswidrig ist, als ein GdB von 90 nicht bereits seit der Geburt des
KlÃ¤gers und ein GdB von 100 nicht bereits seit 1990 festgestellt wurde.

Nach Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt, auch nachdem er
unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen, soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei dessen erlass das
Recht unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist,
der sich als unrichtig erweist.

Zurecht hat der Beklagte im Widerspruchsbescheid vom 30. Januar 2003
ausgefÃ¼hrt, es kÃ¶nne ein GdB von 40 rÃ¼ckwirkend ab Geburt und ein GdB von
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50 rÃ¼ckwirkend ab 1. Mai 1997 festgestellt werden. Der Senat hat keine
Anhaltspunkte fÃ¼r eine zeitlich weitreichendere rÃ¼ckwirkende Feststellung eines
hÃ¶heren GdB.

Da nach alledem das SG die Klage zu Recht abgewiesen hat, war die Berufung
zurÃ¼ckzuweisen.

Hierauf und auf Â§ 193 SGG beruht die Kostenentscheidung.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht vorliegen.

Erstellt am: 26.07.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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